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— Drucksache 1 2/6867 — 


Rücklieferung von Nuklearabfällen aus ausländischen Wiederaufarbeitungsanlagen 


Deutsche •Elektrizitätsversorgungsunternehmen haben in den letzten 
Jahren erhebliche Mengen abgebrannter Brennelemente in auslän- 
dische Wiederaufarbeitungsanlagen (COGEMA/La Hague, BNFL/Sella- 
field) zur Verarbeitung geliefert. Die Abfälle aus den abgebrannten 
Brennstoffen und die zusätzlichen mittelradioaktiven Abfälle aus dem 
Verarbeitungsprozeß müssen vertragsgemäß zurückgehefert und in 
Deutschland endgelagert werden. Bei der Rücknahme der dabei ver- 
bleibenden Abfälle und insbesondere bei der Entsorgung der schwach- 
radioaktiven Betriebs- und Abrißabfälle wird es in den nächsten Jahren 
zu gravierenden Engpässen kommen. 

1. Welche Mengen hochradioaktiver Glaskokülen und zementierter 
Hülsen werden voraussichtlich von der COGEMA und der BNFL zu 
welchen Zeitpunkten bis zum Jahr 2005 zurückgeliefert? 


Es wird auf die Antwort der Bundesregierung zu Frage 10 in 
Drucksache 12/5900 verwiesen. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit vom 14. März 1994 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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2. In welchem genehmigten Zwischenlager und in welchen geneh- 
migten Lagerbehältem sollen diese Abfälle bis zur Verfügbarkeit 
eines geeigneten Endlagers zwischengelagert werden? 

3. Welcher Stellplatzbedarf ist hierfür vorhanden und genehmigt, und 
in welchem Umfang sind hierfür Stellplätze in den Zwischenlagern 
erforderlich? 


Es wird auf die Antwort der Bundesregierung zu Frage 17 in 
Drucksache 12/5900 verwiesen. 


4. Welche Mengen mittelradioaktiver Abfälle werden voraussichtlich 
von der COGEMA und der BNFL zu welchen Zeitpunkten bis zum 
Jahr 2005 zurückgeliefert? 


Siehe Antwort zu Frage 1. 


5. Wie soUen diese Abfälle behandelt, wo sollen sie zwischen- und 
endgelagert werden? 


Alle in die Bundesrepublik Deutschland zurückzuführenden 
radioaktiven Abfälle werden bereits vom Wiederaufarbeiter in 
eine transport- und lagerfähige Form gebracht. Als Konditio- 
nierungstechniken für diese Abfälle kommen die Einbindung in 
Zement- bzw. Glasmatrix zur Anwendung. Eine Endlagerung die- 
ser Abfälle ist im Endlager Gorleben geplant. Bezüglich Zwi- 
schenlagermöglichkeiten wird auf die Antwort der Bundesregie- 
rung zu Frage 11 in Drucksache 12/5900 verwiesen. 


6. Erfüllen diese Abfälle die vorläufigen Anforderungen zur Einlage- 
rung im geplanten Endlager Schacht Konrad? 


Mittelradioaktive wärmeentwickelnde Abfälle (siehe Antwort zu 
Frage 10, Drucksache 12/5900) sind nicht zur Endlagerung im 
geplanten Endlager Konrad vorgesehen und erfüllen damit auch 
nicht die vorläufigen Endlagerungsbedingungen. Nichtwärme- 
entwickelnde mittelradioaktive sowie schwachradioaktive Abfälle 
sind zur Endlagerung im geplanten Endlager Konrad vorgesehen 
und werden so konditioniert, daß sie die dafür bestehenden 
Annahmebedingungen erfüllen. 


7. Sind der Bundesregierung Änderungen der Techniken der Abfall- 
behandlung bei der Firma COGEMA bekannt, wenn ja, wie beur- 
teüt sie diese, und welchen Einfluß werden die geänderten Planun- 
gen auf die Einhaltung der vorgesehenen Spezifikationen für die 
verschiedenen Abfallprodukte haben? 


Der Bundesregierung ist bekannt, daß COGEMA plant, ab 1995 
die Bituminierung einer gewissen Klasse von Abfällen aus der 
Wiederaufarbeitungsanlage UP 3 einzustellen. Diese Abfälle sol- 
len statt dessen nach entsprechender Behandlung in den Vergla- 
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sungsprozeß mit einbezogen werden. Die Zahl der in die Bundes- 
republik Deutschland zurückzuführenden Bitumenfässer wird 
sich durch diese Maßnahme voraussichtlich um zwei Drittel ver- 
ringern. Auswirkungen auf die Spezifikation des Glasproduktes 
sind wegen der geringen zusätzlichen Radioaktivität nicht zu 
erwarten. Die Bemühungen der Wiederaufarbeiter, die Volumina 
radioaktiver Abfälle zu vermindern, werden von der Bundesregie- 
rung grundsätzlich begrüßt. 


8. Wie steht die Bundesregierung zu der gemäß den „Grundsätzen zur 
Entsorgungsvorsorge" erforderlichen Maßgabe, daß die Abfälle aus 
den ausländischen Aufarbeitungsanlagen erst zu einem Zeitpunkt 
zurückgeliefert werden sollen, zu dem ihre sichere Behandlung und 
Beseitigung im Inland gewährleistet ist und der gesetzlichen Rege- 
lung in Frankreich bzw. der Erklärung der britischen Regierung 
vom Juli dieses Jahres, daß die Rücklieferung der Abfälle in jedem 
Fall erfolgt, also nicht an das Vorhandensein bestimmter Vorausset- 
zungen in Deutschland gebunden ist? 


Die deutschen EVU haben sich verpflichtet, bei der Wiederaufar- 
beitung deutscher Brennelemente im Ausland anfallende radio- 
aktive Abfälle zurückzuführen. Die vertraglichen Vereinbarun- 
gen, zu denen Briefwechsel der beteiligten Regierungen erfolg- 
ten, sehen vor, daß der Wiederaufarbeiter die radioaktiven Abfälle 
in eine Form bringt, die einen sicheren Transport und eine sichere 
Zwischenlagerung in der Bundesrepublik Deutschland ermög- 
lichen. Die Spezifikationen für radioaktive Abfälle aus Frankreich 
und Großbritannien wurden vom Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit der Reaktor-Sicherheitskom- 
mission vorgelegt. Diese hat in ihrer Stellungnahme festgestellt, 
daß die Abfälle nicht nur transport- und zwischenlagerfähig, son- 
dern nach heutigem Kenntnisstand auch grundsätzlich endlager- 
fähig sind. 

Aus Sicht der Bundesregierung steht das Vorgehen im Einklang 
mit den „Grundsätzen zur Entsorgungsvorsorge". 


9. Welche verbindlichen Vereinbarungen bestehen zwischen den 
zuständigen bundesdeutschen Aufsichtsbehörden und den franzö- 
sischen bzw. britischen Betreibern der Wiederaufarbeitungsan- 
lagen darüber, wie die notwendige Überwachung der Qualitätssi- 
cherung und der Einhaltung von spezifischen Garantiewerten bei 
der Abfallbehandlung durch deutsche Behörden oder durch von 
ihnen beauftragte, unabhängige deutsche Gutachter gewährleistet 
werden kann? 


Die Qualitätssicherung bei der Abfallbehandlung sowie die Ein- 
haltung der Garantiewerte bei den konditionierten radioaktiven 
Abfällen werden in den vertraglichen Vereinbarungen der deut- 
schen Elektrizitätsversorgungsunternehmen mit den Betreibern 
der ausländischen Wiederaufarbeitungsanlagen geregelt. 

Die Einhaltung der Garantiewerte und Spezifikationen wird durch 
die anlageninterne Qualitätssicherung des Wiederaufarbeiters 
sowie durch einen international anerkannten unabhängigen 
Auditor überprüft. Darüber hinaus führen die zuständigen deut- 
schen Behörden, insbesondere das Bundesamt für Strahlenschutz, 
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mit entsprechenden Behörden in Frankreich und Großbritannien 
Verhandlungen über die Nutzung der von den dortigen natio- 
nalen Behörden vorgenommenen Qualitätskontrollen durch deut- 
sche Behörden. 


10. Welche Risiken sieht die Bundesregierung insgesamt für den Nach- 
weis der Entsorgungsvorsorge für Kernkraftwerke über die Wieder- 
aufarbeitung im Ausland? 


Die Bundesregierung hat keinerlei Zweifel an der Belastbarkeit 
der sich auf Regierungsvereinbarungen abstützenden privat- 
rechtlichen Wiederaufarbeitungsverträge. Vor dem Hintergrund 
eines inzwischen weiter zusammengewachsenen Europas sieht 
die Bundesregierung auch für die Zukunft keine Risiken für den 
Nachweis der Entsorgungsvorsorge über Wiederaufarbeitung in 
Staaten der Europäischen Union. 
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